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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

das Mittelmeer, für viele von uns Ort wunderbarer Urlaube, ist gleichzeitig die tödlichste Seeroute der Welt. Es ist eine politische Ent-
scheidung, die Menschen ertrinken zu lassen, kritisierte Kapitänin Carola Rackete auf dem Kapitänstag 2019 in Bremen. Menschen in 
Seenot zu retten, hält sie dagegen, ist eine uralte und fundamentale Pflicht der Seeschifffahrt, elementar für alle, die zur See fahren 
und Ausdruck von Menschlichkeit. Deshalb ist die Hilfeleistung nach Artikel 98 des Seerechtsübereinkommens eine Verpflichtung. Wir 
sind froh, dass sich Bremen in diesem Sinne zu einem sicheren Hafen erklärt hat. Not hat keine Nationalität, sagt auch die evange-
lische Kirche und will ein eigenes Rettungsschiff ausrüsten. Daher die Rettungswesten am St. Petri-Dom. 

Diese MUMM befasst sich im Schwerpunkt mit der neuen Koalition und vielen anderen interessanten Themen.

Viel Spaß beim Lesen wünscht eure MUMM-Redaktion.
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Auch wenn Parteien am rech-
ten Rand in Bremen im Bun-
desvergleich seltener gewählt 
wurden, ist das kein Grund zur 
Beruhigung. Auf keinen Fall 
geht es diesen Parteien um ein 
solidarisches Zusammenleben 
und um bessere Bedingungen 
für Beschäftigte. Die AfD in der 
Bürgerschaft hat sich erstmal 
selbst zerlegt und auch damit 
deutlich gemacht, wes 
Geistes Kind 
sie 

ist: 
Ihr Pro-

gramm ist Hass, 
Hetze und Ausgrenzung. 

Sie arbeitet mit Denunziation 
und Einschüchterung, wie man 
auch an dem online-Portal zur 
Meldung von missliebigen Leh-
rerinnen und Lehrern sehen 
kann. 

Es ist gut und wichtig, dass 
die demokratischen Parteien in 
der bremischen Bürgerschaft 
gemeinsam gegen hetzerische 
und antidemokratische Hal-
tungen angehen. Doch das wird 
nicht genügen: Die Verteidi-
gung unserer demokratischen 
Gesellschaft und eines guten 
Zusammenlebens muss eine 
Aufgabe aller Bürgerinnen und 
Bürger, insbesondere von uns 
Beschäftigten im bremischen 
öffentlichen Dienst sein. 

haushaltslose Zeit keine nach-
teiligen Verschiebungen gibt. 

Die Koalition selbst verhehlt 
nicht, dass der Finanzrahmen 
eine Umsetzung vieler Vorha-
ben nur schrittweise möglich 
machen wird. Was klar sein 
muss: Nicht nur die ehrenwerte 
Absicht zählt. Mit der Koalitions-
vereinbarung werden positive 
Erwartungen geweckt. Die Jahr-
zehnte andauernde Kürzungs-
politik hat bei den Beschäftigten 
des bremischen öffentlichen 
Dienstes den Eindruck er-
weckt, für die Politik 
nur Kosten- 
fak-

tor 
zu sein. 

Die Akzeptanz 
des Staates bei den Bür-

gerinnen und Bürgern hängt 
auch daran, dass der öffent-
liche Dienst gut und verlässlich 
arbeitet. Aber wenn es nicht 
gut läuft, bei Warteschlangen 
bis auf die Straße oder langen 
Bearbeitungszeiten, dann füh-
len sich die Beschäftigten mit 
frustrierten Bürgerinnen und 
Bürgern und kritischen Presse-
meldungen allein gelassen. 

Eine den Aufgaben entspre-
chende Ausstattung, gute Ar-
beitsbedingungen und eine 
gerechte Bezahlung, ein ein-
heitliches, faires Umgehen mit 
den Beschäftigten und Wert-
schätzung machen die Freie 
Hansestadt Bremen zu einem 
modernen und attraktiven Ar-
beitgeber. Das ist unsere Mess-
latte für den rot-grün-roten Se-
nat.

Der neue Senat ist im Amt.  
Die rot-grün-rote Koalitionsver-
einbarung weist der „öffent-
lichen Hand“ eine große Be-
deutung zu. Aus der Sicht der 
Beschäftigten ist das positiv zu 
bewerten: Für etliche kritische 
Bereiche werden Personalauf-
stockungen in Aussicht gestellt. 
Die Personalsteuerung soll nach 
einem viertel Jahrhundert end-
lich nicht mehr durch pauschale 
PEP-Kürzungsquoten, sondern 
aufgabenbezogen erfolgen. Es 
wird anerkannt, dass die Attrak-
tivität der Freien Hansestadt 
Bremen dringend verbessert 
werden muss, um ausreichend 
gute Fachkräfte zu gewinnen 
(und nicht weniger 
wichtig: sie 
auch 

zu 
halten). 

Dazu beitra-
gen soll die Siche-

rung und Ausweitung der Aus-
bildung und die Verbesserung 
von Führung, Aufstiegschancen 
und Bezahlung und eine sozi-
alverträgliche Digitalisierung. 
Eine Änderung des Bremischen 
Personalvertretungsgesetzes 
schließt die rot-grün-rote Koa-
lition aus.

Gut gestartet ist die rot-grün-
rote Koalition jedenfalls. Bei 
den zum Jahreswechsel anste-
henden Beförderungen der Be-
amtinnen und Beamten werden 
diesmal Nachteile vermieden. 
Mit einer guten Lösung wird si-
chergestellt, dass es durch die 

Positive Erwartungen geweckt
Gute Arbeitsbedingungen sind unsere Messlatte

Doris Hülsmeier, Vorsitzende des 
Gesamtpersonalrats für das Land und 
die Stadtgemeinde Bremen

Doris Hülsmeier
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Attraktivität des öffent-
lichen Dienstes

Die Koalition erkennt aus-
drücklich die Notwendigkeit an, 
die Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes zu steigern, um Fach-
kräfte gewinnen und halten zu 

können. Dazu soll unter ande-
rem verstärkte Ausbildung so-
wie die Konzeption neuer dualer 
Studien- und Ausbildungsgänge 
beitragen. Auch für Quereinstei-
gerinnen und Quereinsteiger  
soll es bessere Zugangsmög-
lichkeiten und Eingangsquali-
fizierungen geben. Aufstiegs-
chancen sollen verbessert und 
neue Karrierewege entwickelt 
werden.

Gesundes Arbeiten soll durch 
aktuellen Standards entspre-
chend ausgestattete Arbeits-
plätze und eine verstärkte 
zentrale Unterstützung des Ge-
sundheitsmanagements voran-
gebracht werden. Führungs-
kräften sollen Leitlinien für gute 
und gesunde Führung an die 
Hand gegeben werden.

Die Koalitionspartner haben 
außerdem eine verlässliche, 
zeit- und inhaltsgleiche Übertra-
gung von Tarifabschlüssen auf 
die Besoldung der Beamt_innen 
vereinbart. Weitergehende Ver-
besserungen, etwa bei Zulagen, 
stellen sie jedoch nicht in Aus-
sicht.

Am Bremischen Personal-
vertretungsgesetz soll es keine 
Änderungen geben. Schlich-
tungs- und Einigungsstellenver-
fahren sollen im Rahmen der 
geltenden Fristen zügiger abge-
wickelt werden.

Digitalisierung der Ver-
waltung

Die Koalition strebt an, die 
Verwaltung weiter bürger-
freundlich zu modernisieren 
und Dienstleistungen entspre-
chend der Vorgaben des Online-
zugangsgesetzes bis 2023 auch 
online anzubieten. Online Ange-
bote sollen dabei eine Erweite-
rung darstellen, bisherige Ange-
bote mit persönlichem Kontakt 

sollen bestehen bleiben. Die 
Sicherheit der Bürgerinnen- und 
Bürgerdaten und ein wirksamer 
Datenschutz sollen dabei selbst-
verständlich umgesetzt werden.

Die Koalition hat auch die 
Weiterentwicklung und Absi-
cherung der Arbeitsverhältnisse 
im öffentlichen Dienst unter 
den Bedingungen der Digitali-
sierung in den Blick genommen. 
Bremen will sich auf Seiten der 
öffentlichen Arbeitgeber stark 
machen für einen Digitalisie-
rungs- und Zukunftstarifvertrag. 
Hinzukommt, dass Bremen eine 
federführende Rolle bei einem 
vom IT-Planungsrat organisier-
ten Forschungs- und Entwick-
lungsprojekt zur Arbeitsgestal-
tung und Qualifizierung bei der 
Digitalisierung der öffentlichen 
Verwaltungen einnimmt.

Faire Beschäftigung
Die Koalition bekennt sich 

zur Bremer Erklärung für faire 
Beschäftigungsbedingungen 
und will auch den Verzicht auf 
sachgrundlose Befristungen im 
öffentlichen Dienst fortführen. 
Doch auch über den öffentli-
chen Dienst hinaus soll gute Ar-
beit ein wichtiger Schwerpunkt 
des Regierungshandelns sein. 
Dabei geht es insbesondere um 
die Geltung tariflicher Bedin-
gungen, die sowohl durch die 
Nutzung der Allgemeinverbind-
lichkeitserklärung auf Landes-
ebene als auch durch eine Er-
weiterung des Geltungsbereichs 
des Tariftreue- und Vergabege-
setzes.

Über weitere Anpassungen 
des kürzlich auf 11,13 € erhöh-
ten Landesmindestlohn soll zu-
künftig jährlich statt bisher alle 
2 Jahre entschieden werden.

Öffentliche Unternehmen wie 
die Bremer Lagerhausgesell-
schaft sollen zukünftig verstärkt 
in die Pflicht genommen wer-

den, um Leiharbeit und andere 
Formen prekärer Beschäftigung 
zu begrenzen.

Den auf Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern lastenden 
Druck, auch unfaire Arbeitsbe-
dingungen zu akzeptieren, will 
die Koalition abbauen. Auf Bun-
desebene will sie sich darum  
für die Überwindung von „Hartz 
IV“ einsetzen. Bis dahin sollen 
bestehende Ermessensspielräu-
me, etwa bei der Entscheidung 
über Sanktionen, im Interesse 
der Leistungsempfänger ausge-
übt werden.

Mit der Koalitionsverein-
barung stellen SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und die 
Linke den sozialen Zusam-
menhalt in Bremen und 
Bremerhaven, gute Bildung 
für alle, den Klimaschutz 
und ein Leben in Sicher-
heit in den Mittelpunkt ih-
rer Politik der kommenden 
vier Jahre. Eine ressort-
übergreifende Verantwort-
lichkeit soll zukünftig für 
eine wirksame Bekämp-
fung von Armut sorgen. 
Die rot-grün-rote Koalition 
stellt gleichzeitig klar, dass 
der Finanzrahmen nur eine 
schrittweise Umsetzung 
der umfangreichen und 
ehrgeizigen Maßnahmen 
möglich machen wird.
Auf dieser Doppelseite ver-
suchen wir, einen Überblick 
über die für die Arbeit im 
öffentlichen Dienst wich-
tigsten Aspekte des Koaliti-
onsvertrags zu geben.

Macht was draus!
Rot-grün-rote Koalition hat ihre Arbeit aufgenommen
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Finanzierung
Ein entscheidendes Problem 

der Koalitionsvereinbarung liegt 
in der Finanzierung. Das zu-
sätzliche Geld aus dem neuen 
Finanzausgleich und den Sanie-
rungshilfen wird kaum für die 
umfangreichen Vorhaben der 
Koalition ausreichen. 

Wo bleiben die Mehreinnah-
men? Die vielzitierten 487 Mio. 
€ müssen zunächst das 2019  
noch erlaubte Defizit von 125 
Mio. € ausgleichen. Zudem ist 
Bremen ab 2020 verpflichtet, 
jährlich im Durchschnitt 80 
Mio. € Schulden zu tilgen. Da-
mit steht bereits fast die Hälfte 
nicht für zusätzliche Ausgaben 
zur Verfügung. Auch ist aus 
konjunkturellen Gründen zu 
befürchten, dass die Steuer-
einnahmen hinter den Erwar-
tungen zurückbleiben.

Es droht also weiterhin eine 
Unterfinanzierung öffentlicher 
Aufgaben, die nur vom Bund 
abgewendet werden kann. Hier 
will der neue Senat sich für eine 
stärkere Bekämpfung der Steu-
erhinterziehung und die Wie-
dereinführung der Vermögens-
steuer einsetzen. 

Die Koalitionspartner haben 
sich zwar bereits auf eine Rei-
he von Prioritäten verständigt, 
darunter die Deckung perso-
neller Mehrbedarfe und die um-
fangreichen Neubau- und Sa-
nierungsbedarfe bei KiTas und 
Schulen. Absehbar ist aber, dass 
der enge Finanzrahmen noch 
für eine Menge Diskussionen in 
der Koalition sorgen wird.

Die vielen Schul- und Kita-
Bauprojekte stellen Bremen 
personell wie finanziell vor He-
rausforderungen. Deshalb soll 
geprüft werden, inwieweit die 
GEWOBA und die BREBAU Un-
terstützung leisten können.

Haltung zum öffentli-
chen Dienst

Die Koalition bekennt sich 
deutlich zum öffentlichen Dienst 
und seiner Rolle für die Um-
setzung ihrer Ziele und will ihn 
vorrangig dort stärken, wo er 
unmittelbare Dienstleistungen 
für die Bürgerinnen und Bürger 
erbringt.

Konkreter Ausdruck des-
sen ist, dass das Personalkür-
zungsprogramm PEP jetzt der 
Vergangenheit angehört. Zu-
künftig sollen die Personalbe-
darfe im gesamten öffentlichen 
Dienst aufgabenbezogen ermit-
telt werden. Das entspricht im 
Grundsatz einer langjährigen 
Forderung des Gesamtperso-
nalrats, ist aber natürlich noch 
keine Garantie für eine ausrei-
chende Personalausstattung. 
Dazu ist es notwendig, dass das 
gesamte Aufgabenspektrum 
angemessen abgebildet wird 
und auch Arbeitsanteile berück-
sichtigt werden, die z.B. für die 
Weiterentwicklung von Arbeits-
abläufen oder Digitalisierungs-
projekte erforderlich sind. 

Über den öffentlichen Dienst 
hinaus will die Koalition die öf-
fentlichen Kliniken als zentralen 
Bestandteil der Gesundheitsver-
sorgung absichern. Dazu will sie 
Möglichkeiten für deren finanzi-
elle Entlastung suchen. 

In der Frage der vollstän-
digen Rekommunalisierung der 
Straßenreinigung legt die Koa-
lition sich hingegen nicht fest. 
Diese soll an Hand der Kriterien 
Stadtsauberkeit, gute Arbeit, 
ökologische Aspekte sowie Wirt-
schaftlichkeit geprüft werden.

Gutes Zusammenleben
Die Stärkung des sozialen Zu-

sammenhalts in Bremen zieht 
sich als roter Faden durch den 
Koalitionsvertrag. Teilhabemög-
lichkeiten und Chancengerech-
tigkeit für alle Bürger_innen 
sollen gesichert und weiterent-
wickelt werden. Der Bekämp-
fung von Armut kommt dabei 
eine Schlüsselrolle zu. Benach-
teiligungen aufgrund von Alter, 
Geschlecht, Herkunft, Religion, 
sexueller Orientierung oder ei-
ner Behinderung sollen über-
wunden werden.

In KiTas und Schulen sieht 
die Koalition wichtige Hand-
lungsfelder, um der sozialen 
Spaltung Einhalt zu gebieten. 
Einrichtungen mit schwierigerer 
Ausgangslage sollen deshalb 
besser ausgestattet werden. 
Die Ausgaben für Bildung sollen 
schrittweise auf das Niveau der 
anderen Stadtstaaten steigen. 

Stadtteilbezogene Einrich-

tungen wie Jugendfreizeit-
heime, Bürgerhäuser und 
Quartierszentren sollen ebenso 
gestärkt werden wie die medizi-
nische Versorgung. 

Die Koalition will erreichen, 
dass im Laufe der Wahlperio-
de 10.000 neue Wohnungen 
gebaut werden. Dabei soll der 
Anteil der Wohnungen, die als 
Sozialwohnungen angeboten 
werden müssen, auf 30 % er-
höht werden. Im Wohnungsbe-
stand sollen zusätzliche Bele-
gungsrechte angekauft werden, 
um den Sozialwohnungsbe-
stand auszuweiten.

Wohnungsbauflächen sollen 
zukünftig generell in Erbpacht 
vergeben werden, um die Bo-
denspekulation zu bremsen.

Fo
to

: g
em

ei
nf

re
i/p

ixa
ba

y.c
om

Fo
to

: g
em

ei
nf

re
i/p

ixa
ba

y.c
om



6

Zu Gast bei Irene Purschke: Niels Winkler, zuständig für die Mitwirkung an der Fachaufsicht für das Einkaufsmanagement 
beim Senator für Finanzen, und Birte Asja Detjen von der Kompetenzstelle für sozialverantwortliche Beschaffung im Ein-
kaufs- und Vergabezentrum (EVZ) bei Immobilien Bremen

Geltungsbereich der  
Verwaltungsvor-
schrift für die Be-
schaffung
◊ Alle Dienststellen der 

Freien Hansestadt Bre-
men, auch

◊ Schulen
◊ Gerichte
◊ Hochschulen
◊ Eigenbetriebe
◊ Anstalten des  

öffentlichen Rechts

Guter Einkauf für den bremischen öffentlichen Dienst
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Sozialverantwortlich und ökologisch

MUMM: Was ändert sich 
durch die neue Verwaltungsvor-
schrift für Beschaffung für die 
Dienststellen?

Niels Winkler: Die neue 
Verwaltungsvorschrift, kurz 
VVBesch, setzt klare Standards 
für eine nachhaltige öffentliche 
Beschaffung. Zudem werden 
die Dienststellen des Landes 
und der Stadtgemeinde Bremen 
verpflichtet, am zentralen und 
nachhaltigen Einkauf teilzuneh-
men. Die zentralen Beschaf-
fungsstellen bei Immobilien 
Bremen (IB), Dataport und dem 
Umweltbetrieb Bremen stellen 
hierzu entsprechende Rahmen-
verträge bereit.

MUMM: Was haben die 
Dienststellen und Beschäftigten 
davon?

Niels Winkler: Die Dienst-
stellen können die gewünsch-
ten Produkte einfach direkt aus 
den Rahmenverträgen abrufen 
- etwa über den elektronischen 
Bremer Katalog (BreKat) oder 
den Dataportshop. Sie müssen 
sich beim Kauf dieser Produkte 
nicht selbst um vergaberecht-
liche Fragen kümmern. 

Birte Detjen: Über Rah-
menverträge wird zentral si-
chergestellt, dass die geltenden 
Vorgaben für eine ökologische, 
sozial-verantwortliche und öko-
nomisch nachhaltige Beschaf-
fung berücksichtigt werden. 
Die Kernarbeitsnormverord-
nung macht in Bremen klare 
Vorgaben für menschenwür-
dige Produktionsbedingungen 
bei Produktgruppen. Mit der  
VVBesch werden zudem für ein-
zelne Waren genaue Vorgaben 
für ökologische Standards, wie 
zum Beispiel den Blauen Engel, 
gemacht.

MUMM: Was ist, wenn ich 
ein Produkt, zum Beispiel im 
BreKat, nicht finde?

Niels Winkler: Hier ist Kom-
munikation entscheidend. Bei 
Bedarfen, die noch nicht oder 
nicht ausreichend über die Rah-
menverträge abgedeckt sind, 
sollte immer Rücksprache mit 
den zentralen Beschaffungsstel-
len gehalten werden, um eine 
geeignete Lösung zu finden.

MUMM: Wie funktioniert 
generell die Kommunikation 
zwischen den Dienststellen und 
den zentralen Beschaffungsstel-
len?

Niels Winkler: Die Dienst-
stellen können sich bei der 
Ausschreibung von Rahmen-
verträgen einbringen, etwa bei 
so genannten Nutzerworkshops 
der zentralen Beschaffungsstel-
len. Dabei wird unter anderem 
erörtert, welche Anforderun-
gen und Bedarfe es seitens der 
Dienststellen gibt. Am Ende 
sollte immer ein Rahmenvertrag 
stehen, der für alle Beteiligten 
den größtmöglichen Nutzen hat 
und nachhaltig gestaltet ist.

Birte Detjen: Im Vorfeld ei-
ner Ausschreibung wird bei so 
genannten Bieterdialogen auch 
mit den Unternehmen gespro-
chen. Auch dabei gibt es für 
die Dienststellen die Möglichkeit 
sich einzubringen. Bei einigen 
Produkten - wie zum Beispiel 
Arbeitskleidung - legen Vertre-
ter_innen des Gesamtpersonal-
rats und des Arbeitsschutzes 
gemeinsam mit den Dienst-
stellen und den strategischen 
Einkäufer_innen die Kriterien 
für eine Ausschreibung fest. 

MUMM: Was macht eigentlich 
die Kompetenzstelle für sozial 
verantwortliche Beschaffung?

Birte Detjen: Die Kom-
petenzstelle berät bei Fragen 
zur Rechtsetzung von sozialen 
Standards und begleitet die 
Ausschreibungen des strate-
gischen Einkaufs. Sie berät die 
Einkäufer_innen dabei, welche 
Siegel für einzelne Produkte 
genutzt werden sollten und 
welche Alternativen es zur Nut-
zung von Siegeln gibt. Sie ist 
für die gesamte Verwaltung bei 
Fragen zur fairen Beschaffung 
ansprechbar und tauscht sich 
mit anderen Kommunen und 
Ländern zu diesem Thema aus.

MUMM: Nachhaltigkeit hin 
oder her - wenn ich ad hoc was 
brauche, dauert es nicht viel zu 
lange, wenn ich beim BreKat 
bestelle?

Niels Winkler: Nein. In der 
Regel werden die Produkte aus 
den Rahmenverträgen zügig 
geliefert. Solle es mal zu län-
geren Lieferzeiten kommen, ist 
es wichtig, dass die zentralen 
Beschaffungsstellen eine ent-
sprechende Rückmeldung aus 
den Dienststellen erhalten, um 
mit den Rahmenvertragspart-
nern in Kontakt zu treten.

Das Gespräch führte Irene 
Purschke 
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Das Landesprogramm LAZLO 
ermöglicht seit 2017 langzeitar-
beitslosen Menschen den Wie-
dereinstieg in das Berufsleben. 
2018 wurde durch Senatsbe-
schluss bei Performa Nord ein 
Team eingerichtet, das interes-
sierten Dienststellen Personal 
aus einem Pool zur Verfügung 
stellt und die ehemals Langzeit-
arbeitslosen betreut und auch 
für Rückfragen aus den Dienst-
stellen zur Verfügung steht. 
Für die Dienststellen ist das 
Angebot attraktiv, da die Mittel 
für die Beschäftigung nicht aus 
dem Dienststellenbudget erfol-
gen, sondern aus Bundes- und 
Landesmitteln, mit EU-Förde-
rung, stammen. Für die ehe-
mals Langzeitarbeitslosen ist es 
die Chance, wieder eine dauer-
hafte Beschäftigung zu finden. 

Dienststellen, die entspre-
chende Arbeitsplätze anbieten 
wollen, müssen eine Arbeits-
platzbeschreibung erstellen, 
die auch die Angabe der tarif-
gerechten Bewertung des Ar-
beitsplatzes erhält.  Im bis Ende 
2018 laufenden Programm gab 
es finanzielle Deckelungen, die 
dazu führten, dass hauptsäch-
lich Arbeitsplätze unterhalb der 
Lohngruppe 5 eingerichtet wur-
den, z.B.  im Pförtner- bzw. Si-
cherheitsbereich, Scan-Stellen, 
oder für Botendienste. Das ab 
2019 laufende Programm hat 
diese Begrenzung nicht, es kön-
nen daher auch tariflich höher 
zu bewertende Arbeitsplätze 
für entsprechend qualifizierte 
Langzeitarbeitslose eingerich-
tet werden. Wenn der Perso-
nalrat der Einrichtung dieses 
entsprechenden Arbeitsplatzes 
zugestimmt hat, suchen die Kol-
leginnen aus dem LAZLO-Team 
von Performa Nord entspre-
chende geeignete Langzeitar-
beitslose. Es gibt Kennenlern-
Termine mit der Dienststelle, 
um festzustellen, ob Bewerberin 
oder Bewerber und Arbeitsplatz 
zusammenpassen. Die Mit-
bestimmung über die Einstel-
lung in den LAZLO-Pool erfolgt 
mit dem Gesamtpersonalrat, 
nachdem Dienststelle und Be-
werberin oder Bewerber ihr 

LAZLO-Pool

gegenseitiges Interesse an der 
Zusammenarbeit geklärt haben.

Die Kolleginnen und Kollegen 
im LAZLO-Pool tauschen sich 
regelmäßig über ihre Erfah-
rungen aus und stärken sich 
gegenseitig. Damit werden sie 
wirkungsvoll beim Einstieg in 
die Dienststellen unterstützt. 
Auch für sie bietet LAZLO einen 
Gewinn, entsprechend motiviert 
nehmen sie ihre neuen Aufga-
ben wahr.

Aus Sicht des Gesamtper-
sonalrates ist es ganz wich-
tig darauf hinzuwirken, dass  
Arbeitsgelegenheiten geschaf-
fen werden, die dauerhafte 
Perspektiven nach Ablauf der 
immerhin zwei- bis fünfjäh-
rigen finanziellen Förderung 
des Arbeitsplatzes bieten. 
Darauf sollten die örtlichen  

Chancen für Langzeitarbeitslose und für die Dienststellen
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Interessenvertretungen bei der 
Einrichtung der Arbeitsplätze 
besonders achten. Bei abseh-
bar befristeten Aufgaben ist 
rechtzeitig die Einbeziehung 
in entsprechende Personalent-
wicklungsmaßnahmen wichtig, 
um für andere Daueraufgaben 
zu qualifizieren. Hier besteht 
die Chance, angesichts der 
Bewerberengpässe perspekti-
visch freiwerdende Stellen mit 
ehemals Langzeitarbeitslosen 
zu besetzen, die während des 
Förderzeitraumes für die zum 
Teil speziellen Aufgaben des 
bremischen öffentlichen Diens-
tes qualifiziert werden.
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Bürgermeisterin 

Die Senatorin für Klima-

schutz, Umwelt, Mobilität, 

Stadtentwicklung und Woh-

nungsbau
Diplom-Biologin vorher: Mitglied 

der Bremischen Bürgerschaft 

2007 bis 2019, Fraktionsvor-

sitzende von Bündnis 90/Die 

Grünen 2015 bis 2019

Hobbies: Segeln und Imkerei 

Urlaubsvorlieben: Nord- und Ost-

see als gute Segelreviere sowie 

England
Staatsrat: Ronny Meyer

Staatsrat/Staatsrätin: noch offenDr. Maike Schaefer (Grüne)

Foto: Dr. Maike Schaefer

Nachgeschlagen ...
Der neue Senat

Die Senatorin für Wis-
senschaft und Häfen 
Die Senatorin für Justiz 
und Verfassung
Juristin vorher: Stadträtin 
in Bremerhaven für Jugend, 

Familie und Frauen sowie 
kommunale Arbeitsmarkt-
politik 2017 bis 2019
Hobbies: Reiten, reisen und 

sich mit dem Hund den 
Wind auf dem Deich „um 
die Ohren wehen“ lassen.
Urlaubsvorlieben: Die Welt 
ist weit und spannend …
Staatsrat: Tim Cord-
ßen (Wissenschaft und 
Häfen)
Staatsrat: Björn Tschöpe 
(Justiz und Verfassung)

Dr. Claudia Schilling (SPD)

Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und VerbraucherschutzStudium Geschichte und Politik mit Abschluss Magister vorher: Mitglied der Bremischen Bürgerschaft 2011 bis 2019, Vorsitzende des Gleichstel-lungsausschusses der Bremischen Bürgerschaft 2015 bis 2019Hobbies: Kinofilme, handwerken und schlafen
Urlaubsvorlieben: Kunstausstellungen besuchen
Staatsrätin: Silke Stroth

Claudia Bernhard (Die Linke)

Der Senator für FinanzenStudium Mathematik und Betriebswirtschaft  vorher: Bundesschatzmeister der Grünen 1996 bis 2011, Staatsrat bei der Senatorin für Finanzen seit 2011Hobbies: Fahrradfahren und Gartenarbeit
Urlaubsvorlieben:  die Nordsee-InselnStaatsrat: Henning Lühr (Haushalt, Digitalisierung, Personal- und Verwaltungs-management, Innenrevision) Staatsrätin: Silke Krebs (Finanzpolitik, Steuern, Finanzämter, Beteiligungsma-nagement und -controlling, Immobilien Bremen)

Dietmar Strehl (Grüne)

Foto: Dietmar Strehl

Foto: Dr. Claudia Schilling

Foto: Claudia Bernhard

Die Zuständigkeiten des 
Gesamtpersonalrats für 
die Ressorts haben wir in 
unserer Geschäftsvertei-
lung auf unserer Home-
page unter 
www.gpr.bremen.de
unter dem Menüpunkt 
„Wir über uns“ veröffent-
licht.
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Der Senator für Inneres Jurist vorher: Staatsrat für Justiz und Verfassung 1997 bis 2008, Senator für Inne-res seit 2008
Hobby: Rennrad fahrenUrlaubsvorliebe: Deutsch-land
Staatsrat: Olaf Bull

Ulrich Mäurer (SPD)

Die Senatorin für Kinder und 

Bildung
Sozialwissenschaftlerin vorher:  

Wirtschafts- und Sozialwissenschaft-

liches Institut der Hans-Böckler-

Stiftung, Senatorin für Kinder und 

Bildung seit 2005

Hobby: Zeit mit der Familie

Urlaubsvorliebe: Unter der Sonne 

wandern
Staatsrätin: Arnhild Moning

Dr. Claudia Bogedan (SPD)

Die Senatorin für Wirt-
schaft, Arbeit und Europa
Rechtsanwaltsfachange-
stellte vorher: Mitglied der 
Bremischen Bürgerschaft 
und Fraktionsvorsitzende der 
Linken 2011 bis 2019
Hobbies: Fotografieren, Musik 
hören (vor allem auf Vinyl), 
Werder Bremen und Bremer 
Sport Verein
Urlaubsvorlieben: Zelten, 
radfahren, wandern
Staatsrätin: Susanne Ahlers 
(Arbeit und Europa)
Staatsrat: Sven Wiebe (Wirt-
schaft)

Kristina Vogt (Die Linke)

Bürgermeister und Präsi-

dent des Senats 
Der Senator für Kultur 

Der Senator für Angele-

genheiten der Religionsge-

meinschaften
Jurist vorher: Landesvorsitzen-

der der Bremer SPD 2010 bis 

2013, Bürgermeister in Weyhe 

2014 bis 2019
Hobbies: Gitarre spielen, lesen, 

freie Zeit genießen
Urlaubsvorlieben: wandern 

in den Bergen,  ausruhen am 

Strand
Chef der Senatskanzlei: Tho-

mas Ehmke
Staatsrätin: Carmen Emigholz 

(Kultur)
Bevollmächtigter der Freien 

Hansestadt Bremen beim 

Bund: Olaf Joachim

Dr. Andreas Bovenschulte 

(SPD)

Die Senatorin für Soziales, 

Jugend, Integration und 

Sport 
Diplom-Sozialwirtin vorher: 

Mitglied der Bremischen 
Bürgerschaft 1999 bis 2011, 

Senatorin für Jugend und 
Soziales seit 2011
Hobbies: Improvisationsthea-

ter, zeichnen, schwimmen und 

radfahren
Urlaubsvorlieben: Städterei-

sen, Inseln in der Nord- und 

Ostsee sowie der Deich in 
Bremerhaven
Staatsrat: Jan Fries

Anja Stahmann (Grüne)

Foto: Anja Stahmann

Foto: Ulrich Mäurer

Foto: Dr. Claudia Bogedan

Foto: LIS Bremen, Michael Schnelle

Foto: Kristian Vogt
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Der Gebrauch von Alkohol, 
Medikamenten und Nikotin ist 
in unserer Gesellschaft alltäg-
lich. Aus dem Konsum können 
allerdings auch Abhängigkeits-
erkrankungen entstehen. Sie 
bedeuten häufig individuelle 
Tragödien für die Betroffenen 
und deren Angehörige. Suchtge-
fährdungen und -erkrankungen 
machen auch nicht vor den Ein-
gangstüren der Dienststellen 
und Betriebe des bremischen 
öffentlichen Dienstes halt. Sie 
wirken sich massiv im Arbeits-
leben (erhöhte Fehlzeiten, Lei-
stungseinbußen, gesteigerte 
Unfallgefahren, Betriebsklima) 
aus. Die Freie Hansestadt Bre-
men ist sich ihrer Verantwor-
tung als Arbeitgeberin und ih-
rer  Fürsorgepflicht gegenüber 
den Beschäftigten bewusst. 
Deshalb ist die Suchtpräventi-
on und -hilfe fester Bestand-

Was nutzt mir eigentlich die Dienstvereinbarung
zur Suchtprävention und zum Umgang mit Auffälligkeiten am Arbeitsplatz

teil des Personalmanagements 
und bereits seit 1989 in einer 
„Dienstvereinbarung zur Sucht-
prävention und zum Umgang 
mit Auffälligkeiten am Arbeits-

platz“ - kurz: DV Sucht - veran-
kert. Sie leistet einen wichtigen 

Beitrag zur Enttabuisierung des 
Suchtthemas im betrieblichen 
Zusammenhang. In 2012 wur-
de sie grundlegend überarbei-
tet, denn Suchtprobleme am 

Arbeitsplatz sind vielschichtiger 
geworden - durch neue Süch-

Was nützt mir als Führungs-
kraft die DV Sucht?

Susanne Pape: Suchtkrank-
heiten entwickeln sich schlei-
chend und lange Zeit unauffäl-
lig. Meist wollen die Betroffenen 
selbst nicht merken, dass etwas 
nicht stimmt. Das betriebliche 
Umfeld nimmt Veränderungen 
wesentlich früher wahr - darin 
liegt eine große Chance. Aber 
nach wie vor bestehen Unsi-
cherheiten, wie damit umzuge-
hen ist. Es geht nicht darum, 
Diagnosen zu stellen, sondern 
Auffälligkeiten am Arbeitsplatz 
zu benennen. Mit der DV Sucht 
haben Führungskräfte eine kon-
krete Handlungshilfe für die 
Vorbereitung und Durchführung 
des ersten Gesprächs unter vier 
Augen. 

Hartmut Litfil: Die Dienst-
vereinbarung gibt einen klaren 
Rahmen vor. Vorgesetzte müs-
sen nicht alles alleine machen, 
denn das Handeln nach Stufen-
plan schafft Verbündete. Ge-
meinsam Betroffene mit ihrem 
Suchtverhalten konfrontieren 
und Veränderungsbereitschaft 
wecken - darum geht es.

Verändert die DV Sucht für 
Betroffene wirklich etwas?

Werner Fechner: Ja! Wenn 
es die Dienstvereinbarung nicht 
gegeben hätte, wäre ich wahr-
scheinlich nicht mehr hier und 
schon gar nicht Teil der Gruppe 
der betrieblichen Suchtkran-
kenhelferinnen und -helfer. An-
gefangen hat vor Jahren alles 
damit, dass sich eine Kollegin 
an meine Vorgesetzte und den 
Personalrat gewandt hat. Das 
brachte den Stein ins Rollen: 
Ich habe eine Therapie ge-
macht und wurde dazu ‚ver-
donnert‘, in die betriebseigene 
Selbsthilfegruppe zu gehen. Ich 
war total verunsichert: Wie geht 
es zu Hause und auf der Arbeit 
weiter? Diese Ängste waren 
eine große Last. Der betrieb-
liche Suchtkrankenhelfer nahm 
mich unter seine Fittiche. Nach 
und nach wurde alles leichter. 
So kam es, dass ich heute mit 
meinen Erfahrungen selbst zu 
diesem Kreis gehöre.

Welche Botschaft ist den 
Suchtkrankenhelfer_innen 
wichtig?

Sandra Mehrtens: Gar nichts 
tun, verlängert den Krankheits-
verlauf und gefährdet auf lange 
Sicht sogar den Arbeitsplatz. 
Diese Art von falsch verstan-
dener Rücksichtnahme hilft nie-
mandem. Im Fall der Fälle kann 
man sich auch an jemanden aus 
unserer Gruppe wenden. Haben 
Sie keine Angst zu handeln! Sie 
können nichts ‚schlimmer‘ ma-
chen, außer Sie tun gar nichts.

Michael Kasch: Sucht ist eine 
Krankheit, die uns alle treffen 
kann. Der aktuelle Gesundheits-
report der DAK für Bremen und 
Niedersachsen zeigt, dass eine 
betriebliche Suchtkrankenhilfe 
vor Ort sehr sinnvoll ist. 

MUMM bedankt sich für die klaren Worte der betrieblichen Suchtkrankenhelfe-
rinnen und Suchtkrankenhelfer

te (Spielsucht, Mediensucht) 
oder die Kombination mit psy-
chischen Erkrankungen. Wenn 
Kolleginnen und Kollegen am 
Arbeitsplatz auffällig werden, ist 
sachgerechtes Handeln - insbe-
sondere der Vorgesetzten - ge-
fragt. Die Dienstvereinbarung 
hat das Ziel, Beschäftigte und 
Führungskräfte für die Risiken 
und Folgen von Suchtmittelkon-
sum und -verhalten zu sensibi-
lisieren und ein wirkungsvolles 
Handlungskonzept für das  Vor-
gehen bei Auffälligkeiten sicher-
zustellen. Darin hat sich die DV 
Sucht in nunmehr 30 Jahren be-
währt. Sie sieht auch vor, dass 
in jeder Dienststelle eine An-
sprechperson für Suchtfragen 
bestellt wird. Die nebenamtlich 
tätigen Suchtkrankenhelfe-
rinnen und -helfer sind speziell 
geschult und in ihrer Funktion 
ein wichtiges, niedrigschwel-
liges Kontaktangebot mit „Weg-
weiserfunktion“ - für Betrof-
fene, Kolleginnen und Kollegen  
und Vorgesetzte. MUMM war zu 
Gast beim kollegialen Austausch 
der Gruppe der aktuell bestell-
ten betrieblichen Suchtkran-
kenhelferinnen und -helfer und 
bedankt sich für den Einblick in 
ihre Arbeit.

Drei Fragen - drei klare Antworten

Iv
on

ne
 W

ei
nh

ol
d

Gesundheitsreport 2019  
der DAK für Bremen und 
Niedersachsen:

h t t p s : / / dak . de /dak /
download/dak-gesund-
heitsreport-2019-sucht-
pdf-2073718.pdf
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Hier gibt es professionelle Unterstützung
Streng vertraulich und kompetent - Ein Jahr Betriebliche Sozialberatung

Das Interview mit  
Birgit Sprecher führte  
Doris Hülsmeier

MUMM: Seit dem 1. Oktober 
2018 gibt es die Betriebliche So-
zialberatung. Frau Sprecher, Sie 
sind die Leiterin. Was macht die 
Betriebliche Sozialberatung?

Birgit Sprecher: Die Betrieb-
liche Sozialberatung ist ein 
niedrigschwelliges Beratungs-
angebot des Arbeitgebers zu 
beruflichen, persönlichen und 
gesundheitlichen Fragestel-
lungen. Wir bieten „erste Hilfe“ 
und sind Wegweiser zu anderen 
Beratungsstellen. Wir unter-
stützen auch bei länger andau-
ernden Problemlagen.

MUMM: Wer kann die Unter-
stützung der Betrieblichen So-
zialberatung in Anspruch neh-
men?

Birgit Sprecher: Unsere An-
gebote richtet sich an Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, 
Führungskräfte, Personalräte, 
Frauenbeauftragte und Schwer-
behindertenvertretungen der 
Kernverwaltung sowie der Ei-
genbetriebe, die Verträge mit 
uns geschlossen haben. Wir 
bieten Einzel- und Teambera-
tungen. Wir beraten auch An-
gehörige. Eine Beratung kann 
in Absprache mit den Vorge-
setzten in der Arbeitszeit oder 
ohne Absprache außerhalb der 
Kernarbeitszeit wahrgenommen 
werden. 

Wichtig ist: Unsere Bera-
tungen sind absolut vertraulich. 
Wir unterliegen alle der stren-
gen gesetzlichen Schweige-
pflicht. Zusätzlich haben wir ein 
sehr hohes Datenschutzniveau. 
Alles was hier besprochen wird, 
bleibt hier. 

MUMM: Warum bietet der Ar-
beitgeber eine Betriebliche So-
zialberatung an? 

Birgit Sprecher: Es geht im 
Kern darum, die Gesundheit 
und die Arbeitsfähigkeit der 
Betroffenen zu sichern. Davon 
profitieren auch das Arbeitsum-
feld und die Betroffenen selber.

MUMM: Wie genau muss ich 
mir eine Beratung vorstellen?

Birgit Sprecher: Am Anfang 
jeder Beratung steht die Klä-
rung: Was wünschen Sie, was 
ist Ihr Ziel, um was geht es 
Ihnen konkret. Das kann eine 
akute Krise sein. Das kann auch 

die Klärung bei Berufseinstei-
gerinnen und Berufseinsteiger 
sein, sich mit ihrer zukünftigen 
Rolle auseinanderzusetzen und 
einen professionellen Umgang 
mit ihren Aufgaben und den 
Anforderungen der Organisati-
on zu finden. Auch in schwie-
rigen beruflichen Situationen 
und persönlichen Lebenslagen 
sind wir ansprechbar um eigene 
Kräfte aufzubauen, zu stärken 
und zu entlasten. Wir beraten 
und unterstützen auch bei fami-
liären Herausforderungen oder 
Suchtthemen. Wichtig ist, dass 
die Betroffenen im Rahmen ih-
rer Möglichkeiten selber mitwir-
ken. 

MUMM: Wie ist die Betrieb-
lichen Sozialberatung bislang 
angenommen worden und wie 
ist Ihr Team ausgestattet?

Birgit Sprecher: Die Resonanz 
und die Rückmeldungen sind 
sehr gut! Bereits in den ersten 
acht Monaten haben sich mehr 
als 400 Beschäftigte persönlich 
an uns gewandt, zwei Drittel 
davon Beschäftigte, ein Drittel 
Führungskräfte, aber auch Per-
sonalräte, Frauenbeauftragte 
und Schwerbehindertenvertre-
tungen. Hinzukommen telefo-
nische und Mail-Beratungen, die 

Teilnahme an BEM-Gesprächen 
und die Durchführung einer 
Suchtgruppe. Das alles machen 
wir derzeit mit einem Team von 
sechs Kolleginnen und einem 
Kollegen. Alle Mitglieder un-
seres Teams verfügen neben 
einem pädagogischen oder psy-
chologischen Studienabschluss 
über umfassende Ausbildungen 
in der Beratungsarbeit mit ver-
schiedenen Zusatzqualifikati-
onen und langjähriger Berufser-
fahrung aus unterschiedlichen 
Bereichen. 

MUMM: Haben Sie einen 
Wunsch für die Zukunft?

Birgit Sprecher: Ich wünsche 
mir, dass es alltäglich ist, sich 
professionelle Unterstützung zu 
holen. Und dass sich die Kolle-
ginnen und Kollegen bei Fra-
gestellungen oder Problemen 
möglichst früh an uns wenden. 
Es ist überhaupt kein Makel ein 
Problem zu haben, das man 
nicht alleine lösen kann. Man 
braucht im Leben mal mehr 
und mal weniger Unterstützung 
durch andere, das ist einfach 
menschlich.

Die Betriebliche Sozial-
beratung der Freien 
Hansestadt Bremen ist 
Teil des Zentrums für 
Gesunde Arbeit bei der 
Performa Nord.

Kontakt:
Bahnhofstraße 35,  
28195 Bremen

Telefon: 0421 361 61668

Mail: 
Sozialberatung@ 
performanord.bremen.de
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Beraten kompetent und vertraulich: Karen Rohlf-Grimm, Sabine Sager, Katharina Leenen, Birgit Sprecher,  
Andrea Jonasson und Maria Jagesberger (von links nach rechts). Nicht auf dem Bild ist Benjamin Lindenau.
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Und dass Bremen tolle Mög-
lichkeiten für Berufseinsteiger 
bietet, wird aktuell deutlich. 
Zur Zeit werden Fachkräfte für 
beide Ebenen (ehemals mitt-
lerer und gehobener Dienst) 
des Nachwuchskräftepools des 
Senators für Finanzen gesucht. 
Für die Stellen der Verwaltungs-
inspektorinnen und Verwal-
tungsinspektoren wird das neue 
Ausschreibungsverfahren der 
Dauerausschreibung bereits er-
probt. Denn hier war es in den 
letzten Jahren schwierig, trotz 
bedarfsgerechter Ausbildung 
die Personalbedarfe in den 
Dienststellen zu decken. Häufig 
haben sich die fertig ausgebil-
deten Kolleginnen und Kolle-
gen zu anderen öffentlichen 
Arbeitgebern wegbeworben. 
Die Absicht, diese Lücke durch 
Absolventen des Europäischen 
Studienganges für Wirtschaft 
und Verwaltung hinreichend zu 
schließen, konnte nicht erreicht 
werden.

Als Gesamtpersonalrat haben 
wir unsere Ideen bei den Über-
legungen zu diesem neuen Ver-
fahren eingebracht und hoffen, 
mehr qualifiziertes Personal zu 
gewinnen.

Ebenfalls gut zu wissen: Der 
Senator für Finanzen startet 

das geplante Projekt „Arbeitge-
berattraktivität steigern“ unter 
dem Motto „Mach Bremen zu 
deinem Beruf“. So möchte sich 
die Freie Hansestadt Bremen 
als glaubwürdige und sympa-
thische Arbeitgeberin nach in-
nen und außen positionieren.

Wer in der Vergangenheit In-
teresse an einem Arbeitsplatz 
bei der Freien Hansestadt Bre-
men hatte, musste die Tages-
presse genau lesen und stets 
die ausgeschriebenen Bewer-
bungsfristen abpassen. Denn 
auch der bremische öffentliche 
Dienst hatte seine Türen immer 
nur für den kurzen Moment der 
Bewerbungsfristen geöffnet. 
Um die Personalgewinnung ef-
fizienter zu gestalten und die 
Abhängigkeit von der Lage der 
Zeitschlitze zu gutem Perso-
nal aufzulösen, hat Bremen als 
Arbeitgeberin die sogenannten 
Dauerausschreibungen einge-
führt. Somit öffnet Bremen als 
Arbeitgeberin jetzt die Türen 
in den bremischen öffentlichen 
Dienst für zunächst 4 Monate.

Mit der Dauerausschreibung, 
die sich an fertig ausgebildete 
Bewerberinnen und Bewerber 
richtet, hat der Senator für 

Finanzen nun eine Ausschrei-
bung veröffentlicht, die über 
mehrere Monate online steht. 
Monatlich wird jetzt unter den 
vorliegenden Bewerbungen 
eine Auswahl getroffen und die 
Einstellungen erfolgen kontinu-
ierlich. Ziel ist es, den Bewer-
berinnen und Bewerbern direkt 
nach Ende ihres Studiums den 
Einstieg in den Nachwuchskräf-
tepool zu ermöglichen und sie 
möglichst schnell an die Arbeit-
geberin Freie Hansestadt Bre-
men zu binden. 

Mit der Dauerausschreibung 
geht Bremen neue Wege. Zum 

Bremens Türen stehen offen
Nachwuchsgewinnung wird weiter ausgebaut
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einen stellt man sich dem Wett-
bewerb um die besten Fach-
kräfte und zum anderen soll die 

Vielzahl der freiwerdenden Stel-
len in der Verwaltung wiederbe-
setzt werden. Dabei haben sich 
die Herausforderungen im Wett-
bewerb um die besten Köpfe 
grundlegend verändert. Gestern 
noch galten die Beschäftigten 
bei vielen Arbeitgebern als Ko-
stenfaktor mit Einsparpotenzial. 
Heute ist qualifiziertes Fach-
personal zur Sicherstellung von 
Qualität und Dienstleistungen 
gefragter denn je. Die Beschäf-
tigten und Bewerberinnen und 
Bewerber können heute aus ei-
ner Vielzahl an beruflichen Mög-
lichkeiten und Perspektiven bei 
unterschiedlichen öffentlichen 
Arbeitgebern auswählen. Des-
halb ist es wichtig, dass auch 
Bremen sein Profil als attraktive 
Arbeitgeberin weiter schärft. 
Hier gibt es einige gute Ansät-
ze und Möglichkeiten, die der 
bremische öffentliche Dienst 
bereits bietet. Dazu gehört die 
Vereinbarkeit von Privatleben 
und Beruf, das Management der 
Vielfalt, Fortbildungen, sichere 
Arbeitsplätze und einiges mehr. 
Die Herausforderung, gutes 
Fachpersonal zu bekommen, 
beginnt schon im Einstellungs-
verfahren. Dort ist Tempo und 
Transparenz gefragt. Das zeit-
nahe Vorstellungsgespräch mit 
kurzfristiger Auswahlentschei-
dung begünstigt die gewünsch-
te Annäherung mit späterer 
Bindung.
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Ebrima Touray gehörte 2014 
zum ersten Jahrgang des Pro-
jekts „Zukunftschance Ausbil-
dung für junge Geflüchtete“ 
beim Aus- und Fortbildungszen-
trum. Er nahm an der einjähri-
gen Einstiegsqualifizierung teil 
und hat danach erfolgreich die 
Ausbildung zum Kaufmann für 
Büromanagement bestanden. 
Als Mitglied des Ausbildungsper-
sonalrats AFZ hat Ebrima Ende 
Juli 2019 mit dem Gesamtper-
sonalrat die Teilnehmenden 
der Einstiegsqualifizierung des 
Jahrgangs 2018 in die duale 
Ausbildung „verabschiedet“. Am 
Rande eines Netzwerktreffens 
mit der Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung des Gesamt-
personalrats nimmt er sich für 
MUMM Zeit für einen Rückblick.

MUMM: Was war vor fünf 
Jahren deine Motivation für eine 
Einstiegsqualifizierung?

Ebrima Touray: Ich wollte in 
Deutschland leben und mir hier 
eine sichere Zukunft aufbauen. 
Als ich 2013 nach Bremen kam, 
ging ich erst zur Allgemeinen 
Berufsschule. Dort war ich der 
einzige Nicht-Deutsche in der 
Klasse. Da habe ich mich sehr 
zurückgehalten. Dort  bekam 
ich auch einen Einblick in die 
Berufsschule für Metalltechnik. 
Diese Art von Arbeiten liegt mir 
aber gar nicht. Als ich vom Pro-
jekt Zukunftschance Ausbildung 
beim Aus- und Fortbildungszen-

„Zukunftschance Ausbildung“ war ein Erfolg
Ebrimas positiver Rückblick

trum eine Zusage bekam, war 
das die beste Nachricht seit lan-
gem. Die Einstiegsqualifizierung 
war wirklich gut zur Vorberei-
tung auf die Ausbildung – denn 
wie die so sein würde, konnte 
ich mir damals nicht richtig vor-
stellen.

MUMM: Was hättest du in 
Gambia beruflich gemacht, 
wenn du nicht hättest flüchten 
müssen?

Ebrima Touray: Vielleicht 
hätte ich versucht, in einer 
Bank zu arbeiten. In Gambia 
gibt es - wie auch in vielen an-
deren Ländern - keine duale 
Ausbildung wie in Deutschland. 
Nach der Schule hätte ich dann 
drei Semester studiert und wäre 
danach direkt auf Arbeitssuche 
gegangen. Aber ohne Praxiser-
fahrung oder Beziehungen hat 
man da kaum eine Chance.

MUMM: Was war während 
der Einstiegsqualifizierung oder 
Ausbildung schwer für dich?

Ebrima Touray: Die deut-
sche Sprache und besonders 
das Schreiben. Die Lehrerin zu 
verstehen war die ersten zwei 
Jahre oft schwer. Ich habe mich 
lange nicht getraut, Fragen zu 
stellen. In Deutschland soll man 
aber gerne Fragen stellen - das 
hat man mir oft gesagt. Leider 
ist das nicht so leicht, wenn 
man das nicht kennt und unsi-
cher ist. Zum Glück wurde ich 
aber mit der Zeit sicherer. 

MUMM: Wie wurdest du si-
cherer?

Ebrima Touray: Wenn man 
sich innerhalb der Klasse erst 
mal besser kennt, läuft vieles 
anders. Die Sozialpädagogin am 
Aus- und Fortbildungszentrum, 
Frau Jones, hat mich auch sehr 
unterstützt. Als ich dann in den 
Ausbildungspersonalrat gewählt 
wurde, lernte ich diskutieren 
und vor Gruppen zu sprechen. 
Dort lernte ich dann auch viel 
über Demokratie, Wahlen und 
Rechte und Pflichten. Diese 
Kontakte und der regelmäßige 
Austausch halfen mir, mich mit 
der Zeit sicherer zu fühlen. 

MUMM: Würdest du das 
Projekt „Zukunftschance Aus-
bildung“ und eine Mitarbeit im 
Ausbildungspersonalrat also 
weiterempfehlen?

Ebrima Touray: Ja! Die Ein-
stiegsqualifizierung war sehr 
hilfreich, um anzukommen, und 
im Ausbildungspersonalrat lernt 
man viel zur Teamarbeit. Beides 
waren für mich positive Ent-
scheidungen, die ich empfehlen 
kann.

MUMM: Danke für das Ge-
spräch und alles Gute für dei-
nen weiteren Lebensweg.
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Das Interview mit  
Ebrima Touray führte  
Ivonne Weinhold

Kontakt
Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung im 
Gesamtpersonalrat
E-Mail:  
jav@gpr.bremen.de
Telefon:
361-17176
Sprechzeit: Dienstags,
nach Absprache
Adresse:
Knochenhauerstr. 20/25
28195 Bremen

Nils Schröder (links) und Feli Smidt von der Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung im Gesamtpersonalrat mit Ebrima Touray vom Ausbildungspersonalrat für 
die Auszubildenden beim Aus- und Fortbildungszentrum (AFZ)

Von Gambia nach Deutschland: Zwei Herzen schlagen in Ebrimas Brust
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Wahlhandlung und Feststellung 
des Wahlergebnisses. Die Semi-
narausschreibung und der An-
meldebogen liegen bereits bei 
den Personalräten. Anmelden 
sollten sich Interessierte bis 
Mitte November 2019.

Seminarausschreibung und 
Anmeldebögen gibt es auch in 
der Geschäftsstelle des Gesamt-
personalrats (361-2215, ge-
samtpersonalrat@gpr.bremen.
de).

Personalrat. Wär das nicht 
was? Bei den Personalrats-
wahlen am 18. März 2020 zu 
kandidieren? Mitglied des Per-
sonalrats zu werden? Sich ein-
zusetzen für die sozialen Rechte 
der Kolleginnen und Kollegen?

Wenn Solidarität für Sie wich-
tig ist, wenn Sie konkrete Ver-
besserungen für die Kolleginnen 
und Kollegen erreichen oder 
Verschlechterungen verhindern 
wollen, wenn Sie Ihre Dienst-
stelle besser kennenlernen wol-
len, wenn Sie Ihren Horizont 
erweitern wollen, dann sind Sie 
hier richtig: im Personalrat.

Grundsätzlich kann jeder 
und jede Beschäftigte im bre-
mischen öffentlichen Dienst für 
den Personalrat kandidieren, 
der/die die Aufgaben wichtig 
und interessant findet. Bedin-
gungen gibt es sonst keine. 
Einfluss nehmen

Als Mitglied des Personal-
rats kann man Einfluss auf die 
Angelegenheiten der Dienst-
stelle nehmen. In Bremen gilt 
die gleichberechtigte Mitbe-
stimmung „auf Augenhöhe“. In 
diesem Rahmen kann der Per-
sonalrat nach Rücksprache mit 
den Kolleginnen und Kollegen 
eigene Vorschläge einbringen 
beispielsweise bei Raumkon-
zepten, Stellenbesetzungen 
oder Beförderungen. Der Per-
sonalrat begleitet wichtige Pro-
zesse, wie Gesundheitsmanage-
ment oder Zusammenlegungen 
von Dienststellen, um die Inte-
ressen der Beschäftigten einzu-
bringen.

Personalräte sorgen dafür, 
dass die sozialen Rechte der 
Beschäftigten bei den Entschei-
dungen der Dienststelle ge-
wahrt werden. 
Freistellung

Personalratstätigkeit findet in 
der Arbeitszeit statt. Das Bre-
mische Personalvertretungs-
gesetz sichert zu, dass es eine 
Freistellung für die Wahrneh-
mung von Personalratsaufga-
ben gibt. Mit Dienststellenlei-
tung bzw. den Vorgesetzten ist 
das sorgfältig zu verabreden. 
Dazu gehört auch, dass geklärt 

Personalrat? Warum nicht!
Am 18. März 2020 werden viele Interessenvertretungen neu gewählt

wird, wie mit den liegengeblie-
benen Aufgaben umgegangen 
wird.
Das Bremische Personal-
vertretungsgesetz

Das Bremische Personalver-
tretungsgesetz regelt die Aufga-
ben und Rechte der Personalräte 
und des Gesamtpersonalrats. Es 
basiert auf der Bremischen Lan-
desverfassung, die in Artikel 47 
die gleichberechtigte Mitbestim-
mung vorsieht.

Mitbestimmung sichert die 
Demokratie in der Dienststel-
le. Die Dienststellenleitung 
kann nicht einfach tun, was sie 
will. Der Personalrat bestimmt 
gleichberechtigt über die An-
gelegenheiten der Kolleginnen 
und Kollegen mit und wahrt ihre 
Interessen.

Personalratstätigkeit ist viel-
seitig, interessant und wichtig. 

Liebe Kollegin, lieber Kolle-
ge - Personalrat, wär’ das nicht 
was? 

Gute Unterstützung
Bei den Gewerkschaften gibt es die besten Hilfe- 
stellungen für Personalräte: Fortbildungen, Vernetzung, 
Erfahrungsaustausch. Gleichzeitig regeln sie in Tarifver-
trägen die wichtigsten Fragen des Arbeitslebens: Bezah-
lung, Urlaub, Arbeitszeit. Auch für Beamtinnen und für 
Beamte sind die Gewerkschaften wichtig. Um die Interes-
sen ihrer Mitglieder zu sichern, nehmen Gewerkschaften 
auch Einfluss auf die Politik. Ohne Gewerkschaften geht 
kaum etwas im Arbeitsleben. Also - mitmachen!

Mitbestimmung geht in Bremen vom 
Volke aus. Die Bremer Bürge-
rinnen und Bürger haben in einer 
Volksabstimmung für die Aufnahme 
der Mitbestimmung in Artikel 47 der 
Bremischen Landesverfassung votiert 
von 1947
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Wahlvorstände gesucht
Das kann jede und jeder
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Regelmäßig alle vier Jahre 
werden die Interessenvertre-
tungen nach dem Bremischen 
Personalvertretungsgesetz neu 
gewählt. Die nächsten regel-
mäßigen Wahlen finden am 18. 
März 2020 statt. Sie werden 
von den einzusetzenden Wahl-
vorständen verantwortungsbe-
wusst organisiert und durch-
geführt. Eine sehr interessante 
Aufgabe, da sie abwechslungs- 
aber auch lehrreich ist. Es gibt 
„alte Hasen“, die diese Aufgabe 
schon häufiger übernommen 
haben. Aber auch neue Kolle-
ginnen und Kollegen sollten sich 
nicht scheuen, im Wahlvorstand 
mitzuarbeiten.

Der Senator für Finanzen, 
Referat 33, bietet in Zusam-
menarbeit mit dem Gesamtper-
sonalrat für die Mitglieder des 
Wahlvorstandes - oder solche, 
die es werden wollen - wieder 
eine eintägige Fortbildungsver-
anstaltung an. Diese Schulung 
findet in der ersten Dezem-
berwoche 2019 von 9:00 bis 
14:00 Uhr statt. Es werden die 
wichtigsten Wahlvorschriften 
erläutert. Im Mittelpunkt ste-
hen natürlich die Aufgaben des 
Wahlvorstandes, Verfahrens-
vorschriften, Wahlzeitpunkt/
Fristen, Wahlausschreiben, Be-
handlung der Wahlvorschläge, 
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Mit der Straßenbahnlinie 6 
komme ich direkt auf den Cam-
pus der Universität Bremen. 
An der Haltestelle Universität/ 
Zentralbereich befindet sich 
das Studentenhaus. Ich bin 
neugierig zu erfahren, unter 
welchen Arbeitsbedingungen 
die Kolleginnen und Kollegen 
des Studierendenwerks Bremen 
ihre Jobs erledigen. Also kurz 
durch die gläserne Halle, rein 
ins Studierendenwerk, vorbei 
am BAföG-Amt, hoch in die 1. 
Etage. Dort bin ich verabredet 
mit dem Personalratsvorsitzen-
den Markus Schüring und seiner 
Stellvertreterin Ulrike Ende-
mann. Die beiden berichten 
ausführlich und lebendig von 
den Aufgaben und der Arbeit im 
Studierendenwerk. Man merkt 
sofort, die beiden sind über-
zeugte Interessenvertreter. Und 
sie sind stolz auf die Leistungen 
ihrer Kolleginnen und Kollegen: 

 f Versorgung der Studieren-
den mit durchschnittlich 
12.234 Essen pro Tag an 9 
Standorten in Bremen und 
Bremerhaven an bis zu 245 
Tagen im Jahr

 f Betreuung der 2042 Wohn-
plätze für Studierende an 
13 Standorten

 f psychologische und sozial-
rechtliche Beratung

 f Ausbildungsförderung für 
Studierende und Schüler_
innen (BAföG-Amt)

 f Förderung studentische 
Kulturarbeit

 f Förderung der Kinderbe-
treuung an den Hochschu-
len

Insgesamt arbeiten 237 Kol-
leginnen und 86 Kollegen aus 
11 Nationen im Studierenden-
werk Bremen. Wow, mit dieser 
Vielfalt und auch Aufgabenbrei-
te habe ich nicht gerechnet. Fi-
nanziert werden die Aufgaben 
durch Einnahmen aus Mensen, 
Cafeterien und Wohnheimen, 
aus studentischen Beiträgen 
sowie aus Zuschüssen des Lan-
des. Bevor wir die Uni-Mensa 
besichtigen, berichtet Markus 
aus der Personalratsarbeit. „Ich 
bin richtig glücklich über den 
Abschluss der Bremer Erklä-

Einblicke in das Studierendenwerk Bremen 

rung für faire Beschäftigungs-
bedingungen.“ Hiermit sei ein 
wirksames Instrument gegen 
die Praxis der befristeten Ar-
beitsverträge geschaffen wor-
den. Die Entwicklung im Perso-
nalbereich beurteilt er derzeit 
ganz positiv. Gleichzeitig führen 
die Anforderungen aus dem 
Dienstbetrieb zu Herausforde-
rungen und Problemen bei den 
Kolleginnen und Kollegen. So 
führen die Belastungsspitzen in 
der Zeit von 11-15 Uhr in den 
Mensen zu Teilzeitverträgen mit 
täglichen Arbeitszeiten von 4-6 
Stunden. Hiervon sind über-
wiegend Frauen betroffen. Die 
Vereinbarkeit von Familien und 
Beruf ist angesichts fehlenden 
Kinderbetreuungsplätzen eben-
falls eine große Herausforde-
rung für die Beschäftigten.

Angesichts der Zeit machen 
wir uns auf den Weg in die 
Mensa. Natürlich gehen wir 
nicht durch den Haupteingang, 
sondern nehmen den täglichen 
Weg der Kolleginnen und Kolle-
gen durch den Keller. Gleich hin-
ter der Tür heißt es für uns erst 
einmal aus hygienischen Grün-
den entsprechende Einweg-
Schutzkleidung überzuziehen. 
Markus zieht sich als Koch und 
Teamleiter selbstverständlich 

seine übliche Arbeitskleidung 
an. Nun geht es durch die Wa-
renannahme und verschiedene 
Lager- und Kühlräume. Meine 
Befürchtungen, im Schock-
froster bei -40 °C eingesperrt 
zu werden, wurden gleich mit 
Hinweis auf Notöffnungen und 
Notrufanlagen entkräftet. (Viel-
leicht lese ich doch zu viele 
Krimis.) Weiter geht es durch 
die Fleischerei und Salatküche 
in die eigentliche Großküche. 
Überall herrscht emsiges Trei-
ben. Es werden Arbeitsflächen 
und Gerätschaften gereinigt, 
Zutaten in riesigen Behältern 
transportiert, Reis abgefüllt, 
Hähnchen gegart, Pommes in 
der Durchlauffritteuse gegart, 
und, und, und. Hier ist alles auf-
einander abgestimmt, hier geht 
alles Hand in Hand. Wir werden 
vom Betriebsleiter, Herrn Oster-
loh freundlich begrüßt. Er erläu-
tert uns, dass sich eine just-in- 
Time-Produktion von Speisen in 
gleichbleibender hoher Qualität 
nur umsetzten lässt, wenn im 
Betrieb ein freundlicher Um-
gangston und ein kollegiales 
Miteinander gelebt werden und 
die Aufgaben klar verteilt sind. 
Die Arbeitsbelastungen sind 
an den Bratpfannen, Kesseln 
und Fritteusen mit Hitze, Lärm, 
Gerüchen und Feuchtigkeit 
entsprechend hoch. Auch die 
Essenausgaben ist voll durch-
organisiert. Die Kolleginnen 
haben alles im Blick und sorgen 
für ständigen Nachschub. In der 

Spülküche und in der Geschirr-
rückgabe erledigen eingespielte 
Teams die Reinigungsarbeiten. 
Die automatisierte Spülanlage 
schafft 30 Tabletts pro Minu-
te. Hier zischt, plätschert und 
klappert es an jeder Ecke. Das 
Tragen von Gehörschutz ist an 
diesem Arbeitsplatz Pflicht. Die 
Kolleginnen beheben Störungen 
in Sekundenschnelle, damit es 
keinen Rückstau an der Ge-
schirrrückgabe gibt. 

Alle Kolleginnen und Kollegen 
der Mensa erledigen ihre Auf-
gaben mit hoher Konzentration 
und Schnelligkeit und sind total 
nett. Kurz gesagt, sie machen 
einen super Job! 

Damit geht die Besichtigung 
zu Ende. Vielleicht habe ich mal 
die Gelegenheit die anderen 
Aufgabenbereiche des Studie-
rendenwerks zu besichtigen. Sie 
sind genauso bedeutsam und 
auch bestimmt so interessant.

Tabletts im Sekundentakt
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Mehr Fotos gibt es in der 
digitalen Ausgabe des Ar-
tikels auf unserer Home-
page.

Sara Lea Helberg (links) und Karolina Siemer sorgen an der Spülanlagen mit 
flinken Händen dafür, dass Tabletts und Geschirr wieder sauber in die Mensa 
kommen

Der Betriebsleiter, Herr Osterloh 
(links) erklärt anschaulich, dass 
die Tätigkeiten im  Küchenbetrieb 
abgestimmt aufeinander ausgeführt 
werden, alles geht Hand in Hand 
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Unsere neue Mobilitätssena-
torin hat es gar nicht so leicht. 
Denn sie wohnt in Bremen-Nord 
und muss ja auch irgendwie 
zur Arbeit kommen. Sie muss 
sich dazu, wie viele, viele Be-
schäftigte - in und außerhalb 
des öffentlichen Dienstes - den 
Widrigkeiten stellen, die die 
Überwindung der natürlichen 
Grenze zwischen Bremen und 
Bremen-Nord, der Lesum, mit 
sich bringt. 

Dass die Kapazität der Auto-
bahn von einem Tag auf den an-
deren halbiert wurde, hat zwar 
handfeste - bzw. gerade nicht 
so feste - technische Gründe, 
passt aber andererseits auch 
gut zu den klima- und verkehrs-
politischen Zielen der neuen  
Koalition. Von der Entwicklung 
des Schienenverkehrs zwischen 
Vegesack und Hauptbahnhof 
kann man das dagegen nicht 
sagen.  Sicher davon ausgehen, 
dass ein Zug fährt, kann man 
dort nicht. Sicher ausgehen 
kann man nur davon, dass man 
unfreiwillig ein Kuschelerlebnis 
bekommt, wenn mal ein Zug 
fährt. Denn er fährt nur mit hal-
ber Wagenzahl.

Nachdem das beauf- 
tragte Eisenbahnunternehmen 
es bisher vorgezogen hat, emp-
findliche Vertragsstrafen zu zah-
len statt sich um ausreichend 
Personal für den Betrieb zu 
kümmern, ist die Hoffnung auf 
Besserung nicht allzu groß. Al-
ternative Verkehrsmittel werden 
dringend gesucht. 

Stand up for your rights
Kreative Lösungen für Bremen-Nord

Machen wir doch aus einer 
Idee, die zunächst vielfach 
milde belächelt wurde, einen 
großartigen Plan. Bauen wir 
eine Seilbahn durch die Über-
seestadt und dann weiter bis 
nach Vegesack. Bei möglichst 
direkter Trassenführung verliefe 
diese übrigens über das Gelän-
de des Stahlwerks und könnte 
damit dessen ÖPNV-Anbindung 
entscheidend verbessern. Be-
vor die Seilbahn in einem idyl-
lischen, sanften Bogen die 
Überseestadt erschließt, geht 
es noch mitten durch Gröpelin-
gen, wo unsere Layouterin Elke 
direkt vom Balkon im 4. Stock 
zusteigen kann. (Anmerkung 
von Elke: Juchu!)

Man könnte das Kabel frei-
lich auch etwas tiefer hängen. 
Erklärtes Ziel der neuen Koa-
lition ist ja die Stärkung des 
Radverkehrs. Doch Bremen-
Nord ist weit, und nicht jede 
und jeder ist ein Supersportler 
und möchte heroisch gegen die 
bevorstehenden Herbststürme 
anstrampeln. Mit einer Oberlei-
tung für E-Bikes kann Bremen 
hier neue, Körperkräfte und Ak-
kukapazitäten schonende Maß-
stäbe setzen. Auch eine zusätz-
liche Lesumquerung kann ohne 
großen Aufwand eingerichtet 
werden. Benötigt werden nur 
zwei Rampen, bei deren Befah-
ren die Oberleitung dem Motor 
nochmal (wahlweise mit oder 
ohne 12-Zylinder-Gebrüll) „or-
dentlich Bums“ gibt - schon ist 
man rübergehüpft. 

Für die sportlich Ambitionier-
teren hätten wir aber noch einen 
anderen Vorschlag. Stand-up-
paddling auf der Weser. Strom-
aufwärts empfehlen wir, mit 
Tidenunterstützung zu fahren. 
Eine tidengerechte Modifikati-
on der gleitenden Arbeitszeit, 
die so genannte schwappende 
Arbeitszeit, haben wir bereits in 
Vorbereitung.
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Auf dem Weg zur Arbeit?
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Bisher leider nur eine Designstudie: Das E-Bike mit Oberleitung


